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IN KÜRZE

Weniger Migranten
als erwartet
Nach Angaben von Bundes-
innenminister Horst Seeho-
fer (CSU) sind in diesem Jahr
bislang rund 100 000
Flüchtlinge und Migranten
nach Deutschland gekom-
men. Da im November und
Dezember traditionell weni-
ger Menschen neu nach
Deutschland kämen, rechne
er damit, weit unter der von
der CSU früher genannten
Schwelle von 200 000
Flüchtlingen und Migran-
ten pro Jahr zu bleiben, zi-
tierten Medien denMinister
unter Berufung auf Mitglie-
der der CDU/CSU-Fraktion.
Noch im Juni hatte der CSU-
Chef gesagt, dass der von
der Großen Koalition festge-
legte „Korridor“ von
180 000 bis 220 000 Flücht-
lingen 2018 „erreicht oder
sogar überschritten wer-
den“ könnte.

Schwere Panzer
für Nato-Manöver
Die Bundeswehr hat 16
Kampfpanzer vom Typ Leo-
pard 2 auf den Weg zur
größtenNato-Übung seit En-
de des Kalten Krieges ge-
bracht. Die mehr als 60 Ton-
nen schweren Kettenfahr-
zeuge wurden gestern im
Hafen von Emden zusam-
men mit Dutzenden weite-
ren Militärfahrzeugen auf
ein Transportschiff verla-
den. Heute sollen sie dann
in Norwegen ankommen,
wo das Nato-Großmanöver

„Trident Juncture“ in Kürze
startet. Zu der Übung wer-
den rund 50 000 Soldaten
erwartet. Die Bundeswehr
stellt nach eigenen Anga-
ben rund 10 000 davon.

Rebellen ziehen sich
aus Idlib zurück
Der Rückzug von Milizen
aus der syrischen Rebellen-
provinz Idlib verläuft nach
Darstellung des russischen
Außenministers Sergej Law-
row kurz vor Ablauf einer
Frist reibungslos. „Die Ab-
kommen werden umge-
setzt“, sagte er gestern in
Moskau. Russland und die
Türkei hatten sich auf eine
bis zu 20 Kilometer breite
Pufferzone geeinigt. Sie soll
bis zum 15. Oktober einge-
richtet sein, um eine Groß-
offensive der syrischen Re-
gierung auf das letzte große
Rebellengebiet des Landes
zu verhindern.

Separatisten verlieren
Parlamentsmehrheit
In der spanischen Konflikt-
regionKatalonien hat die se-
paratistische Regierungsko-
alition vorerst ihre absolute
Mehrheit verloren. Auf-
grundvonDifferenzeninder
Frage der Übertragung der
Stimmrechte der ins Exil ge-
gangenen sowie der inhaf-
tierten Abgeordneten stel-
len die Separatisten im Par-
lament von Barcelona vor-
erst nur noch 65 statt 70 der
135 stimmberechtigten Ab-
geordneten. Bei einer wich-
tigen Abstimmung erlitten
sie daher erstmals nach lan-
ger Zeit einen Rückschlag.

Das Datum

11.10.1987 – Der schleswig-
holsteinische CDU-Politi-
ker Uwe Barschel wird tot
in der Badewanne seines
Genfer Hotelzimmers auf-
gefunden.

11.10.1962 – Das Zweite Va-
tikanische Konzil mit mehr
als 2000 Bischöfen wird
von Papst Johannes XXIII.
eröffnet.

GASTBEITRAG

Aus theologischer Sicht
kann man fragen: Was be-
deutet es, wenn ein Ortsbi-
schof und ein Provinzial hin-
ter einer Wahl stehen, diese
bestätigen – und eine vatika-
nische Behörde kommt zum
gegenteiligen Schluss? Dass
Papst Franziskus davonweiß,
kann man ausschließen. Kar-
dinal Marx ist zurzeit bei der
Jugendsynode in Rom. Er
kann – und soll! – als Vorsit-
zender der Deutschen Bi-
schofskonferenz dem Papst
reinen Wein einschenken.
Was auch fällig ist: Wie geht
es eigentlich dem Betroffe-
nen selber? Eine Entschuldi-
gung aus Rom ist fällig: bei
Wucherpfennig wie auch bei
gleichgeschlechtlich Lieben-
den. Sie wollen nicht bemit-
leidet, sondern anerkannt
werden. Das tutWucherpfen-
nig.Warum tun sichmanche
imVatikan (undhierzulande)
damit so schwer?
Am Rande der Familiensy-

node 2014 meinte Franzis-
kus: „Verbeißen wir uns
nicht in eine geradezu para-
noide Verteidigung unserer
Wahrheit“. Die um die „Rein-

sönliche Integrität“, so Sieb-
ner, „lassen nicht den ge-
ringsten Zweifel an seiner
Eignung zu.“ Auch der Lim-
burger Bischof Georg Bätzing
steht zu Wucherpfennig. Er
hat die Wahl als zuständiger
Bischof, ebenso wie der Pro-
vinzial, bestätigt. Beide wur-
den übergangen. Ein krasser
Verstoß. Und ein denkbar
schlechtes Signal in Zeiten,
da überall das Subsidiaritäts-
prinzip bemüht wird, wie ei-
ne Frankfurter Pfarrerinitiati-
ve festhält, die sich ebenfalls
hinter Wucherpfennig stellt.

ge mit lesbischen und schwu-
len Menschen zuständig. Das
gefällt – einigen – nicht. Bei
Wucherpfennig nachgefragt,
mit ihm Kontakt aufgenom-
men hat der Vatikan nie. Die
Denunziation kommt wohl
aus Deutschland. Denn in
Rom wird man wohl nicht
die Frankfurter Neue Presse
lesen, wo das Interview er-
schienen ist. Darauf ange-
sprochen, dass er homosexu-
elle Paare gesegnet habe, die
Kirche aber oft eine ableh-
nende Haltung gegenüber
Homosexuellen einnehme,
meinte Wucherpfennig da-
mals: „Mein Eindruck ist,
dass das tiefsitzende, zum
Teil missverständlich formu-
lierte Stellen in der Bibel
sind. Beispielsweise bei Pau-
lus im Römerbrief. Homose-
xuelle Beziehungen in der
Antike waren starke Abhän-
gigkeits- und Unterwürfig-
keitsverhältnisse. Liebe sollte
eine egalitäre, freie Bezie-
hung sein, keine mit Gefälle.
Das wollte Paulus eigentlich
sagen, someineThese.“ Auch
Äußerungen über den Diako-
nat der Frau eckten an.

Es ist ja eigentlich eine Pro-
vinzposse! Möchte man mei-
nen: Ansgar Wucherpfennig
(53), Jesuit, Professor für Neu-
es Testament an der ordensei-
genen Hochschule Sankt
Georgen (Frankfurt a.M.), hat
in einem Interview den Dia-
konat der Frau angesprochen
– und theologische Überle-
gungen zum Thema Homose-
xualität angestellt. Im Okto-
ber 2016. Wucherpfennig ist
auch Rektor der Hochschule
und wurde nach zwei Amts-
perioden (im Februar 2018)
wiedergewählt. Aber von der
Bildungskongregation nicht
bestätigt. Das ist schonMona-
te her. Jetzt wurde es öffent-
lich, weil er seine dritte Amts-
zeit als Rektor nicht antreten
kann. Ein Misstrauensvotum
einer vatikanischen Behörde.
Auch die Glaubenskongrega-
tion ist damit befasst.
Wucherpfennig ist ein

anerkannter, hoch geschätz-
ter akademischer Lehrer mit
tadelloser wissenschaftlicher
Reputation. Er ist aber kein
Stubengelehrter. Er macht
auch Seelsorge. Im Bistum
Limburg ist er für die Seelsor-

heit der Lehre“Besorgten, die
sich päpstlicher als der Papst
geben, verlieren die Men-
schen aus dem Blick. „Kalte
Schreibtischmoral“ nennt
das der Papst in „Amoris laeti-
tia“, seinem Schreiben von
2016. Er warnt darin auch da-
vor, „moralische Gesetze an-
zuwenden, als seien es Fels-
blöcke, die man auf das Le-
ben vonMenschen wirft. Das
ist der Fall der verschlosse-
nen Herzen, die sich sogar
hinter der Lehre der Kirche
zu verstecken pflegen, ,um
sich auf den Stuhl des Mose
zu setzen und – manchmal
von oben herab und mit
Oberflächlichkeit – über die
schwierigen Fälle und die ver-
letzten Familien zu richten‘“.
Hier wurde und wird er-

neut Vertrauen zerstört. Und
Glaubwürdigkeit beschädigt.
Massiv. Das kann sich die Kir-
che nicht leisten (erst recht
nicht nach dem Bekanntwer-
den des Missbrauchsbe-
richts!). Nicht hierzulande.
Und nicht in Rom.
* Andreas Batlogg SJ, früherer

Chefredakteur der Jesuitenzeit-
schrift „Stimmen der Zeit“

Vatikanischer Machtmissbrauch
Von Andreas Batlogg SJ*

Der Vatikan straft einen Jesuitenpater ab, der Homosexu-
elle segnet. Seine Abmahnung schadet der Kirche.

Und daraus wird jetzt eine
Staatsaktion! Mit verheeren-
derWirkung nach außenwie
nach innen! Johannes Sieb-
ner, der Provinzial der deut-
schen Jesuiten, nahm kein
Blatt vor den Mund. Den Or-
den wie den Ortsbischof zu
übergehen und dieseWieder-
wahl zublockieren, sei „wohl
der Stil eines byzantinischen
Hofstaats“. Wucherpfennig
genieße sein volles Vertrau-
en. „Seine Amtsführung der
letzten vier Jahre, seine Theo-
logie, seine völlig unstreitige
Kirchlichkeit und seine per-

Athen fordert Milliarden von Deutschland
zungszeit zurückgewiesen.
Dies ist nach deutscher
Rechtsauffassung in einem
Abkommen von 1960 endgül-
tig geklärt. In Griechenland,
wo im nächsten Jahr gewählt
wird, ist das Thema aber un-
verändert brisant. Parla-
mentspräsident Nikos Vout-
sis hat bis zum Jahresende ei-
ne Aufstellung der Forderun-
gen angekündigt.
In einer seit 2015 vorliegen-

den Studie des Parlaments
werden etwa für Zerstörun-
gen der Infrastruktur, Ver-
senkung von Handelsschif-
fen, Verluste durch Inflation
und Gold-Entwertung allein
171,4 Milliarden Euro aufge-
führt. Produktionsverluste
werden mit 87,75 Milliarden
Euro beziffert. Zudem heißt
es im Bericht, es gebe Ent-
schädigungsforderungen für
Tötungen, Folterungen und
Inhaftierungen, deren Höhe
zwischen 22 und 107 Milliar-
den Euro angegeben wird.
Triantafyllos Mitafides, der

Präsident der Reparations-
Kommission im griechischen
Parlament, sagte der „Bild“,
der Besuch Steinmeiers sei ei-
ne gute Gelegenheit, die Fra-
ge zwischen den beiden Präsi-
denten persönlich zu klären.
„Für uns gibt es keine Verjäh-
rungsfrist, um die deutschen
Reparationen in Anspruch zu
nehmen.“

lungen über die Zinsen an.“
Während die Rückzahlung

des von Nazi-Deutschland
eingetriebenen Zwangskre-
dits bisher nicht kategorisch
ausgeschlossen wurde, hat
die Bundesregierung jeden
Anspruch auf Reparations-
zahlungen für die Besat-

immer noch haftbar“, so Gy-
si. Die entscheidende Frage
sei die Höhe der Zinsen, sagte
der Linken-Politiker weiter.
„Die Bundesregierung sollte
aus rechtlichen, politischen
undmoralischenGründen sa-
gen, wir zahlen das Darlehen
zurück und bieten Verhand-

land vom Nazi-Regime zur
Zahlung eines Zwangskredits
verpflichtet wurde“, sagte
der Vorsitzende der deutsch-
griechischen Parlamentarier-
gruppe im Bundestag der
Funke Mediengruppe. „Mei-
nes Erachtens ist die Bundes-
republik für dieses Darlehen

den in jener Zeit ermordet.
Der Linken-Politiker Gre-

gor Gysi, der Steinmeier auf
der Reise begleitet, äußerte
Verständnis für die Forderun-
gen nach Rückzahlung der
Anleihe. „Mir liegt ein biss-
chen auf der Seele, dass das
damals besetzte Griechen-

Die deutsche Ablehnung
ist eindeutig, aber für
Athen ist die Forderung
nach Milliardenzahlungen
so etwas wie ein Pflicht-
programm bei Besuchen
aus Deutschland. Das wird
auch der Bundespräsident
erleben.

Berlin/Athen –Unmittelbar vor
dem Staatsbesuch von Bun-
despräsident Frank-Walter
Steinmeier in Griechenland
werden finanzielle Ansprü-
che Athens wegen deutscher
Verbrechen und materieller
Schäden im Zweiten Welt-
krieg erneut diskutiert. Der
griechische Präsident Proko-
pis Pavlopoulos dürfte die be-
kannte Forderung nach Repa-
rationszahlungen in dreistel-
liger Milliardenhöhe bei sei-
nem Treffen mit Steinmeier
bekräftigen, hieß es in Athen.
Dabei geht es auch um die
Rückzahlung eines Zwangs-
kredits, der mit zehn Milliar-
den Euro beziffert wird.
Im Zweiten Weltkrieg war

Griechenland ab dem Jahr
1941 unter anderem von der
Wehrmacht besetzt. Wäh-
rendderBesatzungszeit fielen
viele Menschen Gräueltaten
wie Massenerschießungen
zum Opfer. Allein 60 000 bis
70000jüdischeGriechenwur-

Neuer Besuch, alte Forderungen: die Präsidenten Pavlopoulos (li.) und Steinmeier im April 2017 in Athen. REUTERS

sen in einem Gastbeitrag US-
Präsident Donald Trump und
seine Frau Melanie Trump
um Hilfe.
Chaschukdschi wird ver-

misst, seit er vor einerWoche
das saudische Konsulat in Is-
tanbul betrat, um Papiere für
seine Hochzeit abzuholen. Er
kamnicht wieder heraus. Me-
dien und Freunde des Ver-
missten berichteten darauf-
hin unter Berufung auf türki-
sche Polizei- und Regierungs-
kreise, dass er imKonsulat er-
mordet worden sei.
Saudi-Arabien weist die

Vorwürfe zurück und beharrt
darauf, dass Chaschukdschi
erst nach dem Verlassen des
Konsulats verschwunden sei.
Der türkische Staatspräsident
Recep Tayyip Erdogan hatte
die saudischen Behörden auf-
gefordert, das zu beweisen.
Die Türkei erhofft sich nun
von einer Durchsuchung des
Konsulats neue Erkenntnisse.

schukdschis Verschwinden
mit zwei Privatflugzeugen in
Istanbul gelandet sein sollen.
Die türkischen Ermittler ge-
hen davon aus, dass die Ge-
sandten Riads in dem Konsu-
lat auf Chaschukdschi warte-
ten. Auch türkische Medien
hatten berichtet, dass ein
schwarzer Van mit verdun-
kelten Scheiben das Konsulat
zur kritischen Zeit verlassen
hatte und dass die Ermittler
versuchten, die Insassen zu
identifizieren.
Die Verlobte des Vermiss-

ten, Hatice C., bat unterdes-

Washignton/Istanbul – In der
Affäre um den vermissten
saudischen Journalisten
Dschamal Chaschukdschi
bringen Medienberichte die
saudische Führungweiter un-
ter Druck. Nach einem Arti-
kel der „Washington Post“ –
für die Chaschukdschi als
Gastautor tätig war – wurden
in Riad schon vor dem Ver-
schwinden des regimekriti-
schen Journalisten Pläne ge-
schmiedet, den 59-Jährigen
gefangen zu nehmen und zu
verhören – oder sogar zu tö-
ten. Das gehe aus Informatio-
nen des US-Geheimdienstes
hervor, der die Kommunika-
tion zwischen saudischen Re-
gierungsvertretern ausge-
späht habe, berichtete die US-
Zeitung.
Die der türkischen Regie-

rung nahestehende Zeitung
„Sabah“ veröffentlichte Fotos
und die Identitäten von 15
Saudis, die am Tag von Cha-

Dschamal Chaschukdschi
ist ein saudischer Journalist

Saudische Führung unter Druck
Verschwundener Journalist: Tötungskommando aus Riad?

teidigte auch international
scharf kritisierte Maßnah-
men wie die Kürzung von
Hilfsgeldern für palästinensi-
sche Flüchtlinge und Vertrie-
bene. Dennoch hatte sie sich
den Ruf einer oft pragmati-
schen Diplomatin erarbeitet.
Über die Gründe von Ha-

leys Rückzugs gibt es viele
Spekulationen. Haley trat
Vermutungen entgegen, sie
habe Ambitionen, bei der
Präsidentenwahl 2020 anzu-
treten. Ein Kommentator des
Trump nahe stehenden Sen-
ders Fox News meinte, die
auch bei konservativen Repu-
blikanern wohl gelittene Ha-
ley könnte sich jetzt mit ei-
nem lukrativen Job in der Pri-
vatwirtschaft finanziell den
Rücken stärken. Die Zeitung
„The Post and Courier“ be-
richtete, Haley habe mehr als
eine Million Dollar Schulden.
Ihr UN-Büro bezifferte die
Summe auf 500 000 Dollar.

Entscheidung nicht auf ein
Zerwürfnis mit dem Präsi-
denten zurückgehe. Anders
als viele andere ehemalige
Mitglieder der Regierung
wurde Haley nicht von
Trump entlassen, sondern
ging aus freiem Willen und
auf demHöhepunkt ihres An-
sehens unter Trumps Repu-
blikanern. Die ehemalige
Gouverneurin des US-Bundes-
staates South Carolina war
Trumps Speerspitze bei den
Vereinten Nationen.
Haley vertrat seine harte Li-

nie gegen den Iran und ver-

Washington – Nach dem über-
raschenden Rücktritt von Do-
nald Trumps UN-Botschafte-
rin Nikki Haley (46) läuft die
Suche nach einem Nachfol-
ger. Der US-Präsident erklär-
te, er habe eine Liste mit fünf
möglichen Kandidaten. Da-
rauf stehe auch die frühere
Bankmanagerin Dina Powell
(45), eine ehemalige stellver-
tretende Sicherheitsberate-
rin imWeißen Haus.
In US-Medien wurde auch

über den US-Botschafter in
Deutschland, Richard Gre-
nell, als möglichen Nachfol-
ger für Haley spekuliert. Er
zählt aber nach den Worten
Trumps nicht zur engeren
Auswahl.
Haley hatte verkündet,

dass sie ihren einflussreichen
Posten zum Jahresende auf-
geben wird. Bei einem ge-
meinsamen Auftritt mit
Trump im Weißen Haus
machte sie deutlich, dass ihre

Nikki Haley
tritt als UN-Botschafterin zurück

Trump sucht Haley-Nachfolger(in)
Scheidende UN-Botschafterin vor Wechsel in die Wirtschaft


